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 Öffentliche Bekanntmachungen  
 

Ortsbeiratswahl am 9. Juni 2024 
hier: Berufung einer Ersatzperson im Ortsbeirat 

Mainz-Ebersheim 
 
Gemäß § 66 Abs. 3 KWO ist die Nachfolgerin / der Nach-
folger öffentlich wie folgt bekannt zu machen: 
 
Aufgrund des Ergebnisses der Kommunalwahl vom 9. 
Juni 2024 wird Herr Dieter Jung (FDP) als Nachfolger von 
Herrn David Roos gemäß § 45 Abs. 2 KWG in den Orts-
beirat Mainz-Ebersheim berufen. 
 
Mainz, 7. April 2025 
Stadtverwaltung Mainz 
Der Wahlleiter 
 
gez. 
 
Nino Haase 
Oberbürgermeister 
 
 
Mikrozensus 2025: Über 20.000 Haushalte werden 

befragt  
 
Wie viele Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer 
sind erwerbstätig und wie ist deren berufliche Qualifika-
tion? Wie hoch ist das monatliche Nettoeinkommen von 
Haushalten und Familien? Wie viele alleinerziehende 
Mütter sind erwerbstätig? Antworten auf solche häufig ge-
stellten Fragen gibt der Mikrozensus. Die Erhebung erfolgt 
seit 1957 jährlich bei einem Prozent aller Haushalte in 
ganz Deutschland. Über das ganze Jahr 2025 verteilt wer-
den in Rheinland-Pfalz über 20.000 Haushalte zum Mik-
rozensus befragt, zum Teil zwei Mal pro Jahr.  

Das Statistische Landesamt bittet die zur Befragung aus-
gewählten Haushalte schriftlich um Auskunft, die online 
oder per Papierbogen erfolgen kann. 

Das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz appelliert an 
alle ausgewählten Haushalte, bei der Mikrozensusbefra-
gung mitzumachen. Nur so ist gewährleistet, dass zuver-
lässige Ergebnisse für die vielfältigen Nutzerinnen und 
Nutzer der Statistik aus Politik, Wissenschaft und der in-
teressierten Öffentlichkeit bereitgestellt werden können. 
Weitere Infos unter: www.mikrozensus.rlp.de. 

Der Mikrozensus … 

 ist eine sogenannte Flächenstichprobe, für die nach 
einem mathematischen Zufallsverfahren Adressen 
ausgewählt werden. 

 befragt die Haushalte, die in den ausgewählten Ge-
bäuden wohnen, bis zu viermal innerhalb von fünf 
aufeinanderfolgenden Jahren. Bei rund 50 Prozent 
der Haushalte erfolgt die zweite und vierte Befragung 

bereits 13 Wochen nach der ersten bzw. dritten Be-
fragung, bei den übrigen Haushalten einmal jährlich. 

 ist eine Erhebung mit gesetzlich verankerter Aus-
kunftspflicht. 

 
 

Schiedsamt der Stadt Mainz 
Stadthaus Lauteren-Flügel, Kaiserstr. 3 - 5, 55116 

Mainz, Raum 123 
 
Telefon:  06131  12-3120 
Telefax:  06131  12-2286 
e-mail: schiedsamt@stadt.mainz.de 
 
Schiedsamtsbezirk Mainz 1: 
Altstadt, Hartenberg / Münchfeld, Neustadt, Oberstadt 
Schiedsmann Herr Klaus Merten   
Sprechzeiten: Mittwoch 10:00 – 12:00 Uhr 
 
Schiedsamtsbezirk Mainz 2: 
Ebersheim, Finthen, Gonsenheim, Laubenheim, Mom-
bach 
Schiedsmann Herr Peter Erdmann   
Sprechzeiten: Montag 13:00 – 15:00 Uhr 
 
Schiedsamtsbezirk Mainz 3: 
Bretzenheim, Drais, Hechtsheim, Lerchenberg, Marien-
born, Weisenau 
Schiedsmann Herr Axel Braun    
Sprechzeiten: Dienstag 10:00 – 12:00 Uhr 
 
Vertretung für alle 3 Bezirke: 
Schiedsmann Herr Sebastian Lenz 
 
 
Über das Schiedsamt: 
Das Schiedsamt ist eine Stelle, bei der eine außergericht-
liche Streitschlichtung durch einen neutralen Dritten (der 
Schiedsmann bzw. die Schiedsfrau) stattfindet.  
Schiedsamtsbezirke sind in Rheinland-Pfalz bei jeder 
Verbandsgemeinde, jeder verbandsfreien Gemeinde, je-
der großen kreisangehörigen und jeder kreisfreien Stadt 
eingerichtet. 
Schiedspersonen sind Ehrenbeamte des Landes und wer-
den durch das Amtsgericht ernannt. Aufgrund des abge-
legten Diensteides sind sie zur unparteiischen Amtsfüh-
rung verpflichtet. Sie schaffen durch die Bereitschaft, den 
Beteiligten zuzuhören, und die Herstellung einer ruhigen 
und entspannten Atmosphäre die Voraussetzungen da-
für, dass sich die Parteien einigen können und helfen im 
Interesse des sozialen Friedens einen langen, kostspieli-
gen und nervenaufreibenden Gerichtsprozess zu vermei-
den. 

www.mikrozensus.rlp.de
mailto:schiedsamt@stadt.mainz.de
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Ein Sühneversuch, eine Streitschlichtung ist bei be-
stimmten strafrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen 
des Privatklageweges sogar Voraussetzung für eine Pri-
vatklage. 
Auch in zivilrechtlichen Angelegenheiten, Nachbar-
schaftsstreitigkeiten kann auf Antrag ein Schlichtungs-
verfahren vor einer Schiedsperson durchgeführt werden. 
 
 

Bauleitplanverfahren 
"Stadtkerntangente I. Bauabschnitt – 

Aufhebung (H 40/A)" 
 

Verfahren zur Aufhebung eines Bebauungsplanes 
und Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der  

Öffentlichkeit 
 
Auf Grund des § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) wird 
Folgendes bekannt gemacht: 
 
Der Stadtrat der Stadt Mainz hat in seiner Sitzung am 
09.04.2025 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. 
§ 1 Abs. 8 BauGB die Durchführung eines Verfahrens zur 
Aufhebung des Bebauungsplanes "Stadtkerntangente I. 
Bauabschnitt (H 40)" durch die Satzung 
 

"Stadtkerntangente I. Bauabschnitt –  
Aufhebung (H 40/A)" 

 
beschlossen.  
 
Des Weiteren hat der Stadtrat in der o. a. Sitzung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB die Durchführung der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit beschlossen.  
 
Diese Beschlüsse werden bekannt gemacht. 
 
Geltungsbereich:  
Der räumliche Geltungsbereich der Satzung "Stadtkernta-
ngente I. Bauabschnitt – Aufhebung (H 40/A)" zur Aufhe-
bung des Bebauungsplanes "Stadtkerntangente I. Bau-
abschnitt (H 40)" befindet sich in der Gemarkung Mainz. 
Dieser ergibt sich aus dem ursprünglichen Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans "Stadtkerntangente I. Bauab-
schnitt (H 40)", abzüglich des Teilbereiches, welcher be-
reits 1991 mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes "Aus-
bau des Knotenpunktes Mombacher Tor (H 63)" aufgeho-
ben wurde.  
 

 Der Geltungsbereich umfasst den Bereich zwi-
schen der alten "Lokhalle Mainz" und der neuen 
"Golden Ross Kaserne" und erstreckt sich über 
einen Korridor von rund 30 Metern beidseitig 
der Mombacher Hochstraße.  

 
 Ausgenommen hiervon ist der Bereich des Kno-

tenpunktes "Wallstraße"/ "Mombacher Straße"/ 
"Rheingauwall". 

 

 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB findet im Aushangverfahren statt. Sie 
dient der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allge-
meinen Ziele und Zwecke des Bauleitplanverfahrens, sich 
wesentlich unterscheidende Lösungen, soweit solche für 
die Neugestaltung und Entwicklung des Gebietes in Be-
tracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Aufhebung des Bebauungsplanes. Der Öffentlichkeit 
ist die Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gege-
ben.  
 
Der Entwurf der Satzung "Stadtkerntangente I. Bauab-
schnitt - Aufhebung (H 40/A)" und deren Begründung lie-
gen gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit  
 

vom 22.04.2025 bis 09.05.2025 einschließlich 
 
bei der Stadtverwaltung Mainz, Stadtplanungsamt, Zita-
delle, Bau A, Flur 2. OG, "Am 87er Denkmal", 55131 
Mainz öffentlich aus und können dort  - außer feiertags - 
montags bis donnerstags von 08:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
sowie freitags von 08:30 Uhr bis 13:00 Uhr oder nach te-
lefonischer Vereinbarung unter der Telefonnummer 
06131/12-3829 oder 06131/12-3248 oder unter der E-
Mail-Adresse stadtplanungsamt@stadt.mainz.de von je-
dermann eingesehen werden. Nur hier besteht die Mög-
lichkeit der Planerörterung. 
 
Als zusätzlicher, informeller Service für die Öffentlichkeit 
liegen im o. g. Zeitraum der Entwurf der o. a. Satzung so-
wie deren Begründung im Stadthaus Große Bleiche, 
Große Bleiche 46/Löwenhofstraße 1, 55116 Mainz, und 
in der Ortsverwaltung Mainz-Hartenberg/Münchfeld, 
John F. Kennedy-Straße 7b, 55122 Mainz zu den dort gül-
tigen Geschäftszeiten zur Einsichtnahme aus. 
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Darüber hinaus stehen in diesem Zeitraum der Entwurf 
der o. a. Satzung und deren Begründung auf der Internet-
seite der Stadt Mainz unter  
 
www.mainz.de/verwaltung-und-politik/buergerservice-

online/oeffentlichkeitsbeteiligung.php 
 
als zusätzliche Information zur Verfügung.  
 
Des Weiteren sind die Unterlagen im o. a. Zeitraum über 
das Geografische Informationssystem der Stadt Mainz 
unter der Adresse www.mainz.de/service/co-stadt-
plan.php sowie über das Geoportal des Landes Rhein-
land-Pfalz www.geoportal.rlp.de veröffentlicht. 
 
Äußerungen können bis zum 09.05.2025 vorgebracht 
werden. Diese werden geprüft und fließen dann in das 
weitere Bauleitplanverfahren ein.  
 
 
Die Planung hat zum Ziel:  
Die Stadt Mainz beabsichtigt derzeit das Plangebiet des 
Bebauungsplanes "Stadtkerntangente I. Bauabschnitt 
(H 40)" durch den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mom-
bacher Straße (H 102)" zu überplanen. Mit dem Bebau-
ungsplan "H 102" soll der zentrenrelevante Einzelhandel 
planungsrechtlich gemäß dem Zentrenkonzept Einzel-
handel gesteuert und der Einzelhandel im zentralen Ver-
sorgungsbereich des Stadtteils gestärkt werden. In die-
sem Zusammenhang ist die Aufstellung eines sektoralen 
Bebauungsplans gemäß § 9 Abs. 2a BauGB zielführend. 
Eine Grundvoraussetzung hierfür ist, dass kein anderer 
Bebauungsplan innerhalb des geplanten Geltungsberei-
ches existiert.  
Angesichts der Tatsache, dass der Bebauungsplan 
"Stadtkerntangente I. Bauabschnitt (H 40)" zwar bekannt 
gemacht wurde, aber wegen eines Gerichtsurteils nicht 
mehr zur Anwendung kommt, ist eine Aufhebung für die 
Aufstellung des "H 102" erforderlich. Aus städtebaulicher 
Sicht ist die Anwendung des § 34 BauGB weiterhin aus-
reichend, um eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
zu gewährleisten. 
 
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Aufstellung eines sektoralen Bebauungsplanes 
zur Einzelhandelssteuerung im Bereich Mombacher 
Straße, soll der ohnehin nicht mehr zur Anwendung ge-
langende Bebauungsplan "Stadtkerntangente I. Bauab-
schnitt (H 40)" somit aufgehoben werden. 

Informationen zu der Verarbeitung personenbezogener 
Daten auf Grundlage der Datenschutz Grundverordnung 
(DSGVO) finden Sie unter der Adresse  
 

www.mainz.de/dsgvo 
 
oder nutzen Sie den QR-Code: 
 

 
 
 
Mainz, 11. April 2025 
Stadtverwaltung Mainz 

gez. 

Nino Haase 
Oberbürgermeister 
 
 

EU-Weinbaukartei 
Rodungs-, Pflanz- und Änderungsmeldung 

 
Bekanntmachung 

 
Die Rodungs-, Pflanz- und Änderungsmeldung zur EU-
Weinbaukartei 2025 ist spätestens bis zum 31. Mai 2025 
abzugeben. Meldepflichtig sind alle Winzer, die: 
- mehr als 1 Ar Rebfläche bewirtschaften. 
- Flächen zur ausschließlichen Erzeugung von 

Edelreisern, Eigenverbrauchsflächen bzw. Flä-
chen zu Versuchszwecken bewirtschaften. 

 
Allen Weinbautreibenden, von denen bereits Rebflächen-
daten in der EU-Weinbaukartei geführt werden, wird im 
April ein Auszug mit den derzeitigen Daten der EU-Wein-
baukartei zugestellt. Zu melden sind alle Rodungen und 
Pflanzungen, die seit dem 1. Juni 2024 vorgenommen 
wurden sowie alle Korrekturen, Bewirtschafterwechsel 
und Änderungen. Es muss grundsätzlich ein Antrag auf 
Genehmigung einer Pflanzung gestellt werden und die 
Genehmigung muss vor der Pflanzung vorliegen (Aus-
nahme: vereinfachtes Verfahren). 
Das ausgefüllte Formular ist bis zum 31. Mai 2025 bei der 
zuständigen Stadt-, Gemeinde- bzw. Verbandsgemeinde-
verwaltung oder direkt bei der Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz abzugeben. Wir empfehlen die Online-
Abgabe im Weininformationsportal (https://wip.lwk-
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rlp.de). Zahlreiche Betriebe nutzen bereits dieses unkom-
plizierte Angebot. Daher wird der Papierausdruck weiter-
hin nur noch einfach versendet. 
Die EU-Weinbaukartei dient außerdem als Grundlage für 
die Gesamthektarertragsregelung. Wegen der Rechtsfol-
gen bitten wir Sie, auf richtiges und vollständiges Ausfül-
len der Meldungen sowie deren fristgerechte Abgabe zu 
achten. 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Website der 
Landwirtschaftskammer unter www.lwk-rlp.de. 
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige 
Dienststelle der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz. 
 
Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
55543 Bad Kreuznach 
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Baumfällungen 

 
Grün- und Umweltamt         Stand: 03.04.2025 
 

Stadtteil Straße Stck./ Art / Baum Nr. Begründung 

Bretzenheim Alte Ziegelei 1 x Spitzahorn, Nr. 58 abgestorben 

  Draiser Straße 1 x Hainbuche, Nr. 14 abgestorben 

  Pariser Straße / Lärmschutzwall 1 x Hainbuche, Nr. 338 abgestorben 

  Pariser Straße / Lärmschutzwall 1 x Robinie, Nr. 651 abgestorben 

Ebersheim In den Teilern 1 x Sommerlinde, Nr. 15 abgestorben 

Hartenberg / Münch-
feld 

Mombacher Straße / Ecke Hart-
mühlenweg 

mehrere Baumentnahmen Bruchgefahr, abge-
storben 

  Rektor-Plum-Weg mehrere Baumentnahmen abgestorben 

  Grundschule Dr.-Martin-Luther-
King 

1 x Pappel, Nr. 6 Pilzbefall 

  Mombacher Straße   1 x Robinie, Nr. 651 Bruchgefahr  

  Mombacher Straße 1 x Robinie, Nr. 67 Bruchgefahr 

  Saarstraße Inselflächen 1 x Spitzahorn, Nr. 74 abgestorben 

  Saarstraße   1 x Bergulme, Nr. 214 abgestorben 

  Starenweg 1 x Spitzahorn, Nr. 10 abgängig 

  Starenweg 1 x Spitzahorn, Nr. 12 abgestorben 

  Wallstraße 1 x Spitzahorn, Nr. 221 abgestorben 

Hechtsheim Kita Dr.-Karl-Schramm-Straße 10 1 x Weide, Nr. 13/L Bruchgefahr 

  Bürgerm-Heinr.-Dreibus-Straße 1 x Sandbirke, Nr. 94 abgestorben 

  Rheinhessenstraße 1 x Robinie, Nr. 278 Stockfäule 

  Rheinhessenstraße 1 x Robinie, Nr. 342 Bruchgefahr 

  Zur Laubenheimer Höhe / Rad-
weg 

1 x Feldahorn, Nr. 8 Rußrindenkrankheit 

  
Zur Laubenheimer Höhe / Rad-
weg 1 x Vogelkirsche, Nr. 345 abgestorben 

Laubenheim Ernst-Reuter-Straße 1 x Silberweide, Nr. 7 abgestorben 

Lerchenberg Schulzentrum Lerchenberg mehrere Baumentnahmen 
im waldartigen Bestand 

Bruchgefahr, abge-
storben 

Mombach Grünanlage Grünzug Dr.-Falk-Weg 1 x Schnurbaum, Nr. 234 Bruchgefahr 

  Grünanlage Grünzug Dr.-Falk-Weg 1 x Robinie, Nr. 236 Bruchgefahr 

  Erzbergerstraße 
1 x Pyramidenpappel, Nr. 
5/Z Bruchgefahr 

  Spielplatz An den Dünen 1 x Robinie, Nr. 5 Stockfäule 

Neustadt Kaiser-Wilhelm-Ring 1 x Platane, Nr. 17 Pilzbefall 

  Kurfürstenstraße 1 x Mehlbeere, Nr. 2 Bruchgefahr 

  Leibnizstraße 1 x Robinie, Nr. 65 abgestorben 

  Leibnizstraße 1 x Robinie, Nr. 67 Stammfußschaden 

  Nackstraße 1 x Mehlbeere, Nr. 14 abgestorben 

  Nackstraße 1 x Mehlbeere, Nr. 41 Bruchgefahr 

  Nackstraße 1 x Mehlbeere, Nr. 52 Bruchgefahr 

  Wallaustraße 1 x Mehlbeere, Nr. 14 Bruchgefahr 



 
 
Informationen und öffentliche Bekanntmachungen der Landeshauptstadt Mainz  

 

 
 
Landeshauptstadt Mainz  |  Amtsblatt 

 
Nr. 17 | 11. April 2025 | Seite 8 

 

Oberstadt Grünanlage Römerwall Absch. 1 1 x Esche, Nr. P11820 Bruchgefahr 

  Am Rodelberg 1 x Bergahorn, Nr. 31 Umsturzgefahr 

  Augustusstraße Kreuzungsbe-
reich 

1 x Bergahorn, Nr. 61 abgestorben 

  Berliner Straße 1 x Bergahorn, Nr. 11 Pilzbefall 

  Jägerstraße 1 x Spitzahorn, Nr. 80 abgestorben 

  Obere Zahlbacher Straße 1 x Bergahorn, Nr. 50 Stammschaden 

  Obere Zahlbacher Straße 1 x Bergahorn, Nr. 61 Stammschaden 

  Ritterstraße 1 x Zierkirsche, Nr. 4 abgestorben 

  Ritterstraße 1 x Zierkirsche, Nr. 28 abgestorben 

  Ritterstraße 1 x Zierkirsche, Nr. 32 Pilzbefall 

  Schillstraße 1 x Mehlbeere, Nr. 5 abgestorben 

  Stahlbergstraße 1 x Sandbirke, Nr. 17 abgestorben 

  Stahlbergstraße 1 x Sandbirke, Nr. 18 abgestorben 

Weisenau Chana-Kahn-Straße 1 x Prunus, Nr. 6/A Bruchgefahr 

  Göttelmanstraße 1 x Eschenahorn, Nr. 21 abgestorben 

  Göttelmanstraße 1 x Sandbirke, Nr. 87 Bruchgefahr 

  Göttelmanstraße 1 x Sandbirke, Nr. 90 Bruchgefahr 

  Göttelmanstraße 1 x Sandbirke, Nr. 98 abgestorben 

  Im Leimen 1 x Linde, Nr. 17 abgestorben 

  Lindenstraße 1 x Linde, Nr. 19  abgestorben 

 
 

 
Allgemeinverfügung der SGD Süd 

 
Allgemeinverfügung für Jagdausübungsberechtigte und Personen mit Jagderlaubnis zur Abwendung ernster landwirt-

schaftlicher Schäden durch Saatkrähen-Vergrämungsabschuss in besonders betroffenen Bereichen der SGD Süd 

 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Obere Naturschutzbehörde, erlässt folgende  

 

Allgemeinverfügung:  

I. 

1.  Räumlicher Geltungsbereich  
Der Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung umfasst die landwirtschaftlichen Flächen in den Verbandsgemeindege-
bieten von Alzey-Land, Gau-Algesheim, Monsheim, Nieder-Olm, Rhein-Selz, Wonnegau, Wörrstadt sowie den Stadtgebie-
ten von Alzey, Ingelheim, Mainz und Worms.  
  
2.  Geltungszeiten  
Die unter Nr. 3 genannte Ausnahme ist für Zuckerrüben ab dem 15. April bis einschließlich 10. Juni und für Kirschen ab 
dem 25. Mai bis einschließlich 31. Juli des Jahres 2025 gültig.  
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3.  Ausnahme vom artenschutzrechtlichen Tötungsverbot  
Personen, die innerhalb des unter Nr. 1 genannten räumlichen Geltungsbereichs jagdausübungsberechtigt sind oder über 
eine Jagderlaubnis verfügen, erhalten für die Vogelart Saatkrähe (Corvus frugilegus) die Ausnahmegenehmigung vom Tö-
tungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zum Zwecke der Saatkrähen-Vergrämung durch 
Vergrämungsabschuss. Die Genehmigung schließt die Verluste eines, vom erlegten Vogel ggfs. zu versorgendes Gelege 
mit ein. 
 
4.  Sofortige Vollziehung  
Die sofortige Vollziehung der unter Nr. 3 genannten artenschutzrechtlichen Ausnahme sowie der untenstehenden Neben-
bestimmungen a) bis h) wird angeordnet.  
  
5.  Wirksamwerden  
Diese Allgemeinverfügung wird am Tag nach ihrer Bekanntgabe wirksam. Sie gilt bis auf Widerruf.  
  
Die unter Nr. 3 genannte Ausnahme ergeht – ergänzend zu den unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten räumlichen und zeitlichen 
Beschränkungen – unter folgenden   
  
II. 

Nebenbestimmungen:  

  

a) Die Tötung einer Saatkrähe durch Vergrämungsabschuss darf nur erfolgen, wenn sich ein Saatkrähen-Schwarm von 
mind. 20 Vögeln auf oder über der betroffenen landwirtschaftlichen Fläche aufhält.  

b) Die Allgemeinverfügung gilt nicht im Bereich von Naturschutzgebieten (NSG), mit Ausnahme der NSGs „Höllen-
berg“, „Hangflächen südöstlich Heidesheim“, „Hangflächen um den Heidesheimer Weg“ und „Am Rothen Sand“ 
im Kreis Mainz-Bingen. 

c) Bei der gleichzeitigen Anwesenheit von nichtbrütenden Rabenkrähen (Corvus corone), sind diese prioritär zu ent-
nehmen, wenn dadurch eine abschreckende Wirkung auf einen anwesenden Saatkrähenschwarm erzielt werden 
kann.  

d) Die Tötung einer Saatkrähe durch Vergrämungsabschuss darf nur erfolgen, soweit auf der betroffenen landwirt-
schaftlichen Fläche   

• die Aussaat von Zuckerrüben bereits stattgefunden hat und die Mehrzahl der  
Keimlinge eine Wuchshöhe von 20 cm noch nicht erreicht hat, oder 

• das Saatgut von Zuckerrüben von den Saatkrähen gefressen wird, bzw. 
• die Früchte von Sonderkulturen (Kirschen) von den Saatkrähen gefressen werden.  

e) Die Anzahl der geschossenen Vögel ist auf ein Minimum zu begrenzen. Es darf pro Schlag die Anzahl von maximal 
zwei Tieren nicht überschritten werden. 

f) Zu Brutkolonien der Saatkrähe ist bei der Schussabgabe ein Mindestabstand von 500 m einzuhalten. Außerdem 
dürfen keine Vögel in einer Entfernung von weniger als 500 m von der Kolonie erlegt werden.  

g) Soweit ein Vergrämungsabschuss, der keine Saatkrähe getroffen hat, bereits den angestrebten Vergrämungseffekt 
erzielt, darf auf der betreffenden Fläche bis zu einer Rückkehr des Saatkrähen-Schwarms kein weiterer Vergrä-
mungsabschuss durchgeführt werden. 

h) Der Einsatz des Vergrämungsabschusses ist der SGD Süd spätestens einen Tag vor der Durchführung unter Angabe 
des Jagdausübungsberechtigten, der Kultur, der Gemarkung und zu vergrämende Schläge mit Flurstücksnummer, 
sowie den zuvor erfolglos durchgeführten Vergrämungsmaßnahmen anzuzeigen. Hierzu ist unter https://sgd-
sued.rlp.de/service/downloadbereich/raumordnung-naturschutz-bauwesen ein Meldebogen herunterzuladen 
und ausgefüllt an artenschutz@sgdsued.rlp.de zu versenden. 

i) Die Anzahl der getöteten Saatkrähen sowie ggfs. Rabenkrähen durch Vergrämungsabschuss sind der SGD Süd, 
Obere Naturschutzbehörde, am jeweiligen Monatsende in Textform unter Angabe des Jagdausübungsberechtigten, 
der Kultur, der Gemarkung und zu vergrämende Schläge mit Flurstücksnummer, Datum und Uhrzeit des Vergrä-
mungsabschusses zu melden. Die Meldung ist per E-Mail an artenschutz@sgdsued.rlp.de zu übermitteln.  

  

Hinweise:  

  

• Diese Allgemeinverfügung richtet sich nicht an jedermann, sondern ausschließlich an Jagdausübungsberechtigte 
und berechtigte Personen mit Jagderlaubnis in den genannten Bereichen.  

• Diese Allgemeinverfügung betrifft ausschließlich die Vogelart Saatkrähe (Corvus frugilegus).  

https://sgdsued.rlp.de/service/downloadbereich/raumordnung-naturschutz-bauwesen
https://sgdsued.rlp.de/service/downloadbereich/raumordnung-naturschutz-bauwesen
mailto:artenschutz@sgdsued.rlp.de
mailto:artenschutz@sgdsued.rlp.de
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Diese Allgemeinverfügung bezieht sich ausschließlich auf die einschlägigen Bestimmungen des Naturschutz-
rechts. Eventuell erforderliche Genehmigungen z. B. nach dem Bundesjagdgesetz, dem Tierschutzgesetz oder dem 
Waffengesetz bleiben hiervon unberührt.  

• Ob ein bestimmtes Grundstück innerhalb eines Naturschutzgebiets (NSG) liegt, kann beim Daten- und Kartendienst 
LANIS unter https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php eingesehen werden. 

• Diese Allgemeinverfügung einschließlich rechtlicher Begründung kann während der Öffnungszeiten der Struktur- 
und Genehmigungsdirektion Süd, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433 Neustadt an der Weinstraße, bei der Oberen 
Naturschutzbehörde SGD Süd eingesehen werden. Außerdem wird die Allgemeinverfügung auf der Internetseite der 
SGD Süd (www.sgdsued.rlp.de) veröffentlicht.  

 
III. 

Begründung:  

  
Sachverhalt  
Durch Saatkrähen wurden im Zuständigkeitsbereich der SGD Süd in den vergangenen Jahren immer wieder ernste land-
wirtschaftliche Schäden verursacht. Die Saatkrähen-Vogelschwärme fraßen die frisch ausgebrachte Saat oder zogen ge-
rade aufgegangene Keimlinge aus dem Boden. Weiterhin wurden Schäden an Sonderkulturen wie Kirschen verursacht, 
indem die Vögel die Früchte fraßen. Der Schwerpunkt der Schäden konzentriert sich auf die Landkreise Mainz-Bingen und 
Alzey-Worms sowie die Städte Mainz und Worms. Mit 2.582 ha Obstfläche, die von 925 Betrieben bewirtschaftet werden, 
befindet sich in Rheinhessen das größte zusammenhängende Obstanbaugebiet in Rheinland-Pfalz. In besonderem Maße 
sind Süßkirschen, welche etwa 13 % der angebauten Obstarten ausmachen, in den Verbandsgemeinden Gau-Algesheim 
und Nieder-Olm sowie den Städten Mainz und Ingelheim am Rhein betroffen.  
Die Schäden in den Verbandsgemeinden Nieder-Olm, Rhein-Selz, Alzey-Land, Wonnegau, Wörrstadt, Monsheim und der 
Stadt Alzey hängen hauptsächlich mit dem Zuckerrübenanbau zusammen. Auf 16.100 ha wurde im Jahre 2020 vor allem 
in Rheinhessen und der Pfalz ein Ertrag von 1,4 Mio. Tonnen Zuckerrüben erzielt. Der Zuckerrübenanbau umfasst etwa 4,2 
% der Ackerflächen in Rheinland-Pfalz und ist aufgrund des relativ hohen Einkommensbeitrags bedeutend für die hier 
ansässigen Bauern. 
 
Sobald auf einem Feld ernste landwirtschaftliche Schäden drohten oder eingetreten waren, hatten die betroffenen land-
wirtschaftlichen Betriebe bereits in der Vergangenheit die Möglichkeit, einen Einzel-Antrag auf artenschutzrechtliche Aus-
nahme zum Vergrämungsabschuss von Saatkrähen durch eine jagdausübungsberechtigte Person zu stellen. Hierdurch 
konnten einige Schäden erfolgreich abgewendet werden. Da die Prüfung aller Einzel-Anträge zu den jeweils betroffenen 
Flurstücken nicht unerheblichen Bearbeitungsaufwand in der Naturschutzverwaltung verursachte und einige Zeit in An-
spruch genommen hat, konnten die Jagdausübungsberechtigten in einigen Fällen erst tätig werden, als ein Großteil des 
Schadens bereits eingetreten war.   
  
Diese Allgemeinverfügung soll insbesondere dem Umstand gerecht werden, dass der exakte Ort von drohenden Saatkrä-
henschäden weder von den landwirtschaftlichen Betrieben noch von den Behörden flurstückscharf vorausgesehen wer-
den kann. Durch die Allgemeinverfügung sollen zum einen rein präventive Einzelausnahmen − von denen später nie Ge-
brauch gemacht wird − vermieden werden. Zum anderen soll diese Allgemeinverfügung in dringenden Fällen ein schnelles 
Handeln zur Abwendung von ernsten landwirtschaftlichen Schäden ermöglichen.  
  
Die vom Land anerkannten Naturschutzvereinigungen haben am 06.03.2025 einen Entwurf dieser Allgemeinverfügung 
mit der Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Bis zum 30.03.2025 sind sieben Stellungnahmen eingegangen.  
 
IV. 

Rechtliche Würdigung 
 
1. Schutzstatus Saatkrähe  
Die Saatkrähe (Corvus frugilegus) ist in Anhang II Teil B der Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten geführt, gehört damit zu den europä-
ischen Vogelarten und ist nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 b) bb) i.V.m. § 7 Abs. 2 Nr. 12 BNatSchG besonders geschützt. Für diese 
Art gelten somit die Vorschriften des besonderen Artenschutzes. Spezielle Regelungen im Jagdrecht bestehen für diese 
Art nicht.  
  

https://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/
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2. Artenschutzrechtliches Tötungsverbot  
Nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, 
sie zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören (Tötungsverbot).   
  
3. Artenschutzrechtliche Ausnahme (Rechtsgrundlage)  
Rechtsgrundlage für die artenschutzrechtliche Ausnahme ist § 45 Abs. 7 Nr.1 BNatSchG.  
Demnach können die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden von den Verboten des § 44 BNatSchG 
im Einzelfall Ausnahmen zur Abwendung ernster land-, forst-, fischerei- oder wasserwirtschaftlicher oder sonstiger ernster 
wirtschaftlicher Schäden zulassen. Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht ge-
geben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert (vgl. § 45 Abs. 7 S. 2 
BNatSchG).  
  
3.1. Zuständige Behörde  
Die sachliche Zuständigkeit zum Vollzug des Naturschutzrechts liegt gemäß § 3 Abs. 1  
BNatSchG bei der nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde. Nach § 2 Abs. 8 der 
Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege (NatSchZuVO) 
Rheinland-Pfalz vom 01. Juli 2022 (GVBl. S. 373) ist die Obere Naturschutzbehörde zuständig für die Anordnung von All-
gemeinverfügungen nach § 44 Abs. 4 Satz 3 und 4 BNatSchG sowie Maßnahmen aufgrund einer Landesverordnung nach 
§ 54 Abs. 10 Satz 1 BNatSchG. Gemäß § 10 NatSchZuVO obliegt der Oberen Naturschutzbehörde die Zuständigkeit für die 
Aufgaben des Artenschutzrechts nach § 45 Abs. 7 BNatSchG für besonders geschützte Arten, zu denen die Saatkrähe 
zählt.  
 
3.2. Einzelfall  
Diese Entscheidung bezieht sich auf einen räumlich eng und konkret abgegrenzten Bereich, in dem aufgrund des dortigen 
Auftretens der Saatkrähen von einer besonderen  
Schadeneintrittswahrscheinlichkeit auszugehen ist. Es handelt sich somit um einen Einzelfall im Sinne von § 45 Abs. 7 S. 
1 BNatSchG. Die Ausnahme in Form einer Allgemeinverfügung ist in Abgrenzung zur Zulassung einer Ausnahme allgemein 
durch Rechtsverordnung (vgl. § 45 Abs. 7 S. 4 BNatSchG) in diesem Fall statthaft.  
  
3.3. Ernste landwirtschaftliche Schäden  
Die Obstbauberatung des Dienstleistungszentrums ländlicher Raum (DLR) DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück berichtet von 
vermehrten Meldungen über gravierende Schäden in Erwerbsobstanlagen, die durch Rabenvögel verursacht werden. Als 
Verursacher werden besonders Schwärme von Saatkrähen beobachtet. Teilweise sind auch Jungvogelschwärme der Ra-
benkrähe beteiligt.  
Zu den gravierendsten Schäden zählen Ernteverluste, die durch direkte Beschädigungen in Form von Komplettfraß bei 
Steinobst (z. B. Kirschen) und Pickschäden an den Früchten entstehen. Verkotung und Saftaustritt führen zu indirekten 
Schäden, da derart verschmutzte Früchte nicht lebensmitteltauglich sind. Zusätzlich erfahren verschmutzte Früchte eine 
erhöhte Disposition gegenüber Fruchtfäulepilzen und locken Wespen an. Die Ernte- und Sortierarbeiten werden dadurch 
erschwert und aufwändiger.  
Die zu beobachtende erhöhte Individuenzahl der Krähenschwärme und die zunehmende Ansiedlung neuer Saatkrähen-
kolonien in der Region führen immer häufiger zu unzumutbarem wirtschaftlichen Schaden auf den Flächen betroffener 
Obstbetriebe. Die Konzentration der Saatkrähenschäden auf die Bereiche im Umland von Mainz bzw. südlicher Wonnegau 
dehnt sich inzwischen weiter in die Region aus. Aufgrund der Meldungen der Obstbaupraxis, den Beobachtungen der 
letzten Jahre und betrieblicher Einzelgutachten sind aus Sicht der Obstbauberatung ohne wirksame Gegenmaßnahmen 
enorme wirtschaftliche Schäden im Obstbau zu erwarten. In der Region Rheinhessen werden auf über 2.000 ha Obst an-
gebaut. Allein über die Ernteverluste waren 2024 in einzelnen Obstbetrieben über 100.000 € Schaden entstanden. Für 
die gesamte Obstregion kann von einer Schadenssumme weit über 1 Million € für 2024 ausgegangen werden. Die Anzahl 
betroffener Betriebe steigt. Ohne wirksame Gegenmaßnahmen drohen den Obstbetrieben der Region wiederkehrende, 
zunehmende wirtschaftliche Schäden, die das Ausmaß der Existenzgefährdung erreichen. Einzelne Betriebe haben be-
reits mit vorzeitigen Baumrodungen reagiert. Eine Entschärfung der Situation ist offensichtlich nur über eine Erleichterung 
von Vergrämungsabschüssen zu erwarten. 
 
Die Koordination Pflanzenschutz des DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück ist zudem zu der Einschätzung gelangt, dass durch 
Saatkrähen im Ackerbau und hier insbesondere bei den Zuckerrüben ernste landwirtschaftliche Schäden in der Region 
Rheinhessen (Landkreise Mainz-Bingen und Alzey-Worms) drohen. Die Einschätzung basiert auf den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der Vorjahre und den Erhebungen im Meldeportal Vogelschäden. In Rheinhessen werden jährlich mehrere 
tausend Hektar mit Zuckerrüben bestellt, der Anbau ist aus ökonomischer Sicht in Rheinhessen eine wichtige Ackerkultur 
und Teil der Existenzgrundlage vieler landwirtschaftlicher Betriebe. Seitdem insektizide Saatgut-Beizmittel weggefallen 
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sind, ist eine deutliche Zunahme des Herausreißens der Zuckerrüben-Keimlinge – insbesondere durch Saatkrähen – zu 
beobachten. Alternative Beizmittel wie Korit 420 FS (Wirkstoff Ziram) haben nur eine geringe Vergrämungswirkung auf die 
Vögel. In amtlichen Versuchen des LfL in Bayern wurden Wirkungsgrade von nur bis zu 20 % erzielt, die nicht ausreichend 
sind. Andere biologische Vergrämungsmittel, etwa auf Basis von Chili-Pulver oder Hopfenextrakten, konnten in Versuchen 
keine sichere Wirkung erzielen. Auch vorbeugende pflanzenbauliche Maßnahmen werden zur Vermeidung von Schäden 
eingesetzt, diese Verfahren sind aber ebenfalls nicht ausreichend wirksam. Ein zusätzlicher Warndienst wurde ebenfalls 
eingerichtet, um Landwirte frühzeitig auf drohende Schäden aufmerksam zu machen, was die Bedeutung dieser Proble-
matik unterstreicht.  
In den von der Allgemeinverfügung betroffenen Gebieten traten regelmäßig größere Saatkrähenschwärme auf, die erheb-
liche Fraßschäden verursachten. Die Beeinträchtigungen können von erheblichem Ausmaß sein und im schlimmsten Fall 
zu einem Totalausfall der Kulturen führen und somit zu einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Grundlage der be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe. Durch den Minderertrag (Vegetationszeitverlust) sowie den zusätzlichen Aufwand 
für Neubestellung und Bodenbearbeitung können Fraßschäden von etwa 200 – 800 € je Hektar Zuckerrüben entstehen, 
was für einzelne Betriebe mehrere Tausend Euro ausmachen kann. Regional und kulturabhängig drohen somit für einzelne 
landwirtschaftliche Betriebe ernste Schäden, die in ihrem Ausmaß auch einen gesamtwirtschaftlichen Schaden für die 
betroffenen Regionen darstellen können. 
 
3.4. Alternativen  
Neben dem Beizen des Saatguts haben die landwirtschaftlichen Betriebe in der Vergangenheit bereits verschiedene Al-
ternativen wie Vogelscheuchen bis hin zu Knall-Apparaten getestet. Diese wiesen keine oder eine nur unzureichend ge-
ringe Wirksamkeit auf. Knall-Apparate, die regelmäßig laute Geräusche verursachen, können sich außerdem negativ auf 
lärmempfindlichere Vogelarten insbesondere während der Brutzeit auswirken. Im Obstbau erwiesen sich Knall-Apparate, 
aufgrund von Gewöhnungseffekten, als kaum noch wirksam. Hinzu kommt, dass diese Methode im Bereich des Vogel-
schutzgebiets DE-6014-401 „Dünen- und Sandgebiet Mainz-Ingelheim“ immissionsschutzrechtlich als nicht statthaft an-
gesehen wird. Andere bekannte Alternativen, wie optische Vergrämung mit Drachen oder Flatterbändern sind ebenfalls 
wirkungslos. Die ständige Anwesenheit von Personen, die die Saatkrähen aktiv vertreiben, ist nicht zumutbar. 
Selbst Einnetzungen, die bislang als sicherste Abwehrmaßnahme im Obstbau galten, werden von Krähen immer wieder 
überwunden. Teilweise finden sie Öffnungen, die sich an den Netzverbindungen vor allem nach Windereignissen bilden 
oder sie zerstören mit dem Schnabel punktuell das Schutznetz, um in die Einnetzung eindringen zu können. Dort wo Ver-
grämungsabschüsse in 2024 erwirkt und umgesetzt werden konnten, wurde zumindest eine temporäre Verbesserung er-
zielt.  
Die landwirtschaftliche Beratung des DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück bestätigt, dass die bisher genannten Methoden 
unzureichend wirksam sind und wenn überhaupt, nur einen kleinen Erfolg beim Verhindern von Fraßschäden durch Vögel 
haben.  
  
3.5. Erhaltungszustand  
Die Saatkrähe gilt gemäß der aktuellen Roten Liste für Rheinland-Pfalz als ungefährdet. Für den Bereich der SGD Süd 
liegen aus den Jahren 2018 bis 2023 Saatkrähen-Zählungen vor (GESELLSCHAFT FÜR NATURSCHUTZ UND ORNITHOLOGIE e.V. 
(GNOR): Vogelmonitoring in Rheinland-Pfalz Heft 5, 2024). Hieraus geht hervor, dass sich die Saatkrähen-Population ins-
besondere in Rheinhessen auf hohem Niveau stabil bis tendenziell ansteigend entwickelt. Die Staatliche Vogelschutz-
warte Rheinland-Pfalz kommt zu dem Ergebnis, dass die Tötung einzelner Saatkrähen durch den Vergrämungsabschuss 
nicht zu einer Verschlechterung des aktuellen Erhaltungszustandes der Saatkrähenpopulation im Gebiet der SGD Süd 
führen wird. Die Nebenbestimmungen a), c), e), f) und g) stellen sicher, dass eine Verschlechterung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Populationen verhindert wird.  
Durch die Festlegung einer Mindestgröße für den Saatkrähen-Schwarm wird sichergestellt, dass eine Tötung nur in großen 
lokalen Populationen erfolgt, in denen der Verlust eines einzelnen Individuums keine gefährdenden Auswirkungen auf 
die Gesamtpopulation hat. Die Tötung von Einzeltieren findet jedoch in einem Zeitraum statt, in dem die Tiere bereits einer 
Bruttätigkeit nachgehen und ggfs. bereits Nestlinge aufziehen. Daher wurde die Anzahl der zu entnehmenden Tiere auf 
ein Minimum begrenzt, so dass weitere Beeinträchtigungen der lokalen Populationen nicht zu erwarten sind. Zudem sind 
bei gleichzeitiger Anwesenheit nichtbrütender Rabenkrähen (Junggesellenschwärme) vorzugsweise diese für den ge-
wünschten Vergrämungseffekt zu entnehmen, da sich nicht geschlechtsreife Jungvögel, aber auch Individuen aller Alters-
klassen der Rabenkrähe, in Nichtbrüter-Schwärmen zusammenfinden. Dies stellt sicher, dass die entnommenen Indivi-
duen nicht in Brutaktivitäten involviert sind, wodurch eine Entnahme von Tieren mit Gelegen oder Jungvögeln verhindert 
werden soll und rückwirkend auch das Gelege der Saatkrähe geschützt wird.  
Durch die Beschränkung auf einen erfolgreichen Vergrämungsabschuss pro Fläche bis zur erneuten Rückkehr des 
Schwarms auf diese Fläche wird eine Verschlechterung des aktuellen Erhaltungszustands vermieden. 
Durch die Befristung der Geltungszeit vom 15. April bis 10. Juni bzw. 25. Mai bis 31. Juli 2025 ist sichergestellt, dass der 
Einfluss dieser Allgemeinverfügung auf den Erhaltungszustand zeitlich begrenzt ist. Weiterhin wird eine zeitnahe Neube-
urteilungsmöglichkeit des Erhaltungszustands im Vorfeld etwaiger Folgeentscheidungen sichergestellt.  
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3.6. Beachtung europarechtlicher Vorgaben  
Diese Allgemeinverfügung widerspricht nicht der europarechtlichen Vorgabe an die  
Mitgliedsstaaten, Methoden zu untersagen, mit denen Vögel in Mengen oder wahllos gefangen oder getötet werden oder 
die gebietsweise das Verschwinden einer Vogelart nach sich ziehen können (vgl. Art. 8 Richtlinie 2009/147/EG). Beim 
gezielten Vergrämungsabschuss durch Jagdausübungsberechtigte und berechtigte Personen mit Jagderlaubnis handelt 
es sich um eine selektive Methode der Tötung. Es dürfen ausschließlich Saatkrähen auf Zuckerrübenäckern bzw. Kirschen-
plantagen im begrenzten Umfang und in Zeiträumen, in denen sie ernste landwirtschaftliche Schäden verursachen, zur 
Vergrämung von Schwärmen erlegt werden. Zudem sind die Entnahmen anzuzeigen. Es ist ausgeschlossen, dass Vögel 
wahllos oder in übermäßigen Mengen getötet werden.   
  
Gegenüber der EU-Kommission bestehen außerdem Berichtspflichten, wonach die Genehmigungsbehörde mitzuteilen 
hat, wie viele Exemplare aufgrund der artenschutzrechtlichen Ausnahme getötet wurden. Um der Berichtspflicht nach-
kommen zu können, ist die Meldung von getöteten Saatkrähen gemäß Nebenbestimmung h) erforderlich. Diese Rückmel-
dungen sind außerdem für die Naturschutzverwaltung hilfreich, um die Auswirkungen des Vergrämungsabschusses auf 
die Saatkrähenbestände naturschutzfachlich beobachten zu können (Monitoring der Abschusszahlen) und den Bedarf an 
artenschutzrechtlichen Ausnahmen für künftige Jahre abschätzen zu können.  
  
3.7. Natura 2000 (Vorprüfung)  
Im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung befinden sich Teile der FFH-Gebiete „Kalkflugsandgebiet Mainz-Ingelheim“, 
„Rheinniederung Mainz-Bingen“, „Ober-Olmer Wald“, „Laubenheimer-Bodenheimer Ried“ und „Rheinniederung zwi-
schen Gimbsheim und Oppenheim“. Diese Allgemeinverfügung ist nicht geeignet, diese FFH-Gebiete in ihren für ihre je-
weiligen Erhaltungsziele und Schutzzwecke maßgeblichen Bestandteilen erheblich zu beeinträchtigen. 
Im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung befinden sich Teile der Vogelschutzgebiete „Dünen- und Sandgebiet Mainz-
Ingelheim“, „Rheinaue Bingen-Ingelheim“, „Ober-Hilbersheimer Plateau“, „Selztal zwischen Hahnheim und Ingelheim“, 
„Schilfgebiete zwischen Gimbsheim und Oppenheim inklusive Fischsee“, „Höllenbrand“ und „Ackerplateau zwischen Il-
besheim und Flomborn“. Die Saatkrähe gehört nicht zu den Vogelarten, für die in diesen Vogelschutzgebieten spezifische 
Schutz- und Erhaltungsziele formuliert sind. Eine unbeabsichtigte indirekte erhebliche Beeinträchtigung anderer Vogelar-
ten durch die akustischen Auswirkungen der Vergrämungsabschüsse ist aufgrund der – auch durch die Nebenbestimmun-
gen definierten – Projekteigenschaften ebenfalls ausgeschlossen. Störungen, die durch diese Allgemeinverfügung her-
vorgerufen werden können, treten örtlich nur punktuell und vereinzelt auf. Sie haben weiterhin einen äußerst kurzfristigen 
Charakter, sodass sie nicht geeignet sind, erhebliche Auswirkungen auf die anderen Vogelarten hervorzurufen.  
  
Eine erhebliche Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten ist aufgrund der Projekteigenschaften somit auszuschließen.  
  
3.8. Naturschutzgebiete (NSG)  
Naturschutzgebiete sind wichtige Rückzugsorte für wildlebende Tierarten, wonach es gemäß den geltenden Verordnungen 
verboten ist, wildlebenden Tieren nachzustellen oder sie zu töten. Der Geltungsbereich dieser artenschutzrechtlichen 
Ausnahme nimmt vor diesem Hintergrund die Naturschutzgebiete aus.  
Allerdings erfordert die Lage der Naturschutzgebiete „Höllenberg“, „Hangflächen südöstlich Heidesheim“, „Hangflächen 
um den Heidesheimer Weg“ und „Am Rothen Sand“ eine gesonderte Vorgehensweise. Die dort ansässigen Obstbauern 
bewirtschaften einen großen Anteil der Flächen, wie zum Beispiel im Naturschutzgebiet „Höllenberg“, in dem auf 64 % 
der Gesamtfläche konventioneller Obstanbau betrieben wird. Des Weiteren beinhalten die Rechtsverordnungen Schutz-
zwecke, die den Erhalt und die Entwicklung der charakteristischen obstbaulich genutzten Flächen und Streuobstwiesen 
festlegt. Streuobstwiesen stellen einen wertvollen Bestandteil einer artenreichen Kulturlandschaft dar und ihr Erhalt dient 
einer Vielzahl geschützter Tierarten.   
Da die Schutzmaßnahmen der letzten Jahre, wie z. B. das Einnetzen, nur unzureichend Abhilfe geschaffen haben und 
Knall-Apparate aufgrund des Vogelschutzgebietes nicht eingesetzt werden konnten, dient die Ausnahme der aufgelisteten 
Naturschutzgebiete der Abwendung ernster landwirtschaftlicher Schäden der dort ansässigen Obstbauern. 
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3.9. Abwägung - Verhältnismäßigkeit  
Die artenschutzrechtliche Ausnahme ist durch den erzielten Vergrämungseffekt geeignet, ernste landwirtschaftliche Schä-
den zu vermeiden bzw. das Ausmaß der Schäden erheblich zu verringern. Sie ist erforderlich, da andere Vergrämungs-
maßnahmen bislang erfolglos blieben. Andere alternative Maßnahmen zur Schadensvermeidung mit geringfügigeren Aus-
wirkungen auf einzelne Saatkrähen-Individuen sind nicht ausreichend wirksam oder nicht zumutbar. Ohne eine Aus-
nahme ist mit einem Schadenseintritt erheblichen Ausmaßes zu rechnen. Vor dem Hintergrund stabiler bis tendenziell 
ansteigender Saatkrähen-Populationen im Zuständigkeitsbereich der SGD Süd und dem ungefährdeten Erhaltungszu-
stand im Land Rheinland-Pfalz kann mit hinreichender Sicherheit prognostiziert werden, dass diese artenschutzrechtliche 
Ausnahme vom Tötungsverbot nicht dazu führt, dass sich der Erhaltungszustand der Saatkrähen-Populationen ver-
schlechtern wird. Das Interesse an der Abwendung ernster landwirtschaftlicher Schäden überwiegt das Interesse an der 
Durchsetzung des artenschutzrechtlichen Tötungsverbots. Es ist daher angemessen, die Ausnahme vom artenschutz-
rechtlichen Tötungsverbot hinsichtlich der Art Saatkrähe zuzulassen.  
  
4.  Mitwirkung der Naturschutzvereinigungen  
Den vom Land anerkannten Naturschutzvereinigungen, die nach ihrer Satzung landesweit tätig sind, ist vor der Zulassung 
von Ausnahmen durch Allgemeinverfügung nach § 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG die Gelegenheit zur Mitwirkung zu geben 
(vgl. § 63 Abs. 2 Nr. 4b) BNatSchG). Zu diesem Zweck haben die Naturschutzvereinigungen am 06.03.2025 einen Entwurf 
dieser Allgemeinverfügung mit der Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Die bis zum 30.03.2025 eingegangenen Stel-
lungnahmen sind bei dieser Entscheidung berücksichtigt. GNOR, NABU, Pollichia und der BUND haben in einer Sammel-
stellungnahme Bedenken gegen die Allgemeinverfügung geäußert. Wegen der artenschutzrechtlich relevanten Einlassun-
gen der genannten Naturschutzvereinigungen zum Elterntierschutz, der maximalen Anzahl der erlegten Vögel, die zeitliche 
Differenzierung des Geltungszeitraumes der Allgemeinverfügung sowie einer Beschränkung der Verfügung auf die Kultu-
ren Zuckerrüben und Kirschen, wurde die Allgemeinverfügung entsprechend ergänzt.  
  
5. Sofortige Vollziehung  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der artenschutzrechtlichen Ausnahme erfolgt nach § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO). Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfällt die aufschiebende Wirkung 
eines Rechtsbehelfs. Nur bei Anordnung der sofortigen Vollziehung der artenschutzrechtlichen Ausnahme können 
jagdausübungsberechtigte Personen und berechtigte Personen mit Jagderlaubnis als Adressaten der Allgemeinverfügung 
davon ausgehen, dass die Vollziehbarkeit der Ausnahme vorliegt. Es ist erforderlich, dass für den Adressatenkreis Rechts-
sicherheit besteht, dass die artenschutzrechtliche Ausnahme vollziehbar ist. Vor diesem Hintergrund überwiegt das Inte-
resse der Adressaten die Interessen eines Dritten an einer aufschiebenden Wirkung eines möglichen Rechtsbehelfs. Die 
Anordnung der sofortigen Vollziehung der artenschutzrechtlichen Ausnahme ist insgesamt angemessen.  
  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Nebenbestimmungen zur artenschutzrechtlichen Ausnahme erfolgt im öf-
fentlichen Interesse nach § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO. Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfällt die auf-
schiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs gegen die Nebenbestimmungen. Die Nebenbestimmungen sind erforderlich, um 
die Rechtmäßigkeit der artenschutzrechtlichen Ausnahme sicherzustellen. Ihre Vollziehbarkeit ist zur Gewährleistung, 
dass sich der Erhaltungszustand der Saatkrähen-Populationen nicht verschlechtert und die vorgeschriebenen Melde-
pflichten gegenüber der EU-Kommission erfüllt werden können, erforderlich. Würde eine Nebenbestimmung durch einen 
Adressaten angefochten werden und der Rechtsbehelf eine aufschiebende Wirkung entfalten, würde dies zur Vollziehbar-
keit der dann unbeschränkten artenschutzrechtlichen Ausnahme führen. Eine Verschlechterung des Erhaltungszustands 
der Saatkrähen-Populationen kann ohne die Nebenbestimmungen jedoch nicht vollständig ausgeschlossen werden. Vor 
diesem Hintergrund überwiegt das öffentliche Interesse des Artenschutzes die Interessen der Adressaten an einer auf-
schiebenden Wirkung eines möglichen Rechtsbehelfs gegen die Nebenbestimmungen. Die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung der Nebenbestimmungen zur artenschutzrechtlichen Ausnahme ist insgesamt angemessen.  
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion Süd, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433 Neustadt an der Weinstraße oder Postfach 10 02 62, 67402 Neu-
stadt an der Weinstraße schriftlich, in elektronischer Form nach § 3 a Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes oder zur 
Niederschrift erhoben werden. 
 
Wichtiger Hinweis: 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten, die auf der 
Homepage der SGD Süd unter https://sgdsued.rlp.de/de/service/elektronische-kommunikation/ aufgeführt sind. 
 
Weiterer Hinweis: 
Aufgrund der Anordnung des Sofortvollzugs entfällt die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs.  
Es kann diesbezüglich ein Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des erhobenen Widerspruchs beim 
Gericht der Hauptsache gestellt werden. 
 
 
Neustadt an der Weinstraße, 15. April 2025  
 
Bianca Goll 
Referatsleitung 

 
 

https://sgdsued.rlp.de/de/service/elektronische-kommunikation/
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 Veröffentlichung von nichtöffentlichen 

Beschlüssen gemäß § 35 GemO 
 

Keine Veröffentlichungen 
 
 
 
 Gremien 
 

Keine Veröffentlichungen 
 
 
 Stellenausschreibungen  
 
 
Wir suchen Verstärkung 
 

Amt für Jugend und Familie: Streetworker:in  
Streetworker:in (m/w/d) 
Kennziffer 51/17 
 

Hauptamt: Personalberatung  
Personalberatung (m/w/d) 
Kennziffer 10/11 
 

Grün- und Umweltamt: Sachbearbeitung  
Sachbearbeitung Natur- und Artenschutz in der 
Umweltplanung (m/w/d) 
Kennziffer 67/23 
 

Hauptamt: Architekt:in/Bauingenieur:in 
Architekt:in/Bauingenieur:in Rathaussanierung  
(m/w/d) 
Kennziffer 10/03 
 

 

Direkt bewerben 
 

Im Bewerbungsportal erfahren Sie Näheres zu den Stel-
lenausschreibungen und können sich direkt bewerben: 

Bitte Klicken: Bewerber Web (mainz.de)  
URL: https://www.mainz.de/stellenangebote 

Die Förderung von Vielfalt in der Verwaltung ist ein Leit-
ziel der Landeshauptstadt Mainz. Schwerbehinderte 
werden bei gleicher Eignung bevorzugt. Bewerbungen 
von Menschen mit Migrationshintergrund sind uns will-
kommen. Wir begrüßen besonders Bewerbungen von 
Frauen, da wir im Rahmen unseres Gleichstellungspla-
nes bestrebt sind, den Frauenanteil auf dieser Funkti-
onsebene zu erhöhen. 

Als familienorientiertes Unternehmen forciert die Stadt-
verwaltung Mainz die Einrichtung von Home-Office bzw. 
mobiler Arbeit. 

Wir bieten:  

 Eigenverantwortliches Arbeiten 
 Home-Office bzw. mobile Arbeit und flexible 

Arbeitszeiten im Gleitzeitrahmen (sofern 
dienstlich möglich) 

 Standortsicherheit im Stadtgebiet Mainz 
 Eine große Bandbreite an fachlichen und 

persönlichen Fort- und Weiterbildungen 
 Ein Jobticket im Rahmen des 

Deutschlandtickets 
 Kostenfreie bzw. vergünstigte dienstliche und 

private Nutzung des Fahrradsystems 
"meinRad" (Fahrradvermietsystem in Mainz, 
Wiesbaden, Ginsheim-Gustavsburg und 
Budenheim) 

 Eine überwiegend arbeitgeberfinanzierte 
betriebliche Altersvorsorge (ZVK) 

 Die verlässlichen Regelungen des 
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst, z.B. 
 ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 

(bei Bewährung in der Probezeit) 
 30 Tage Urlaub 
 Jahressonderzahlung 

 

https://bewerbung.mainz.de/bewerber-web/?xsrf=&company=00800-FIRMA-ID&tenant=#position,id=36ed3d20-973b-484e-82a1-ec7940b1e7bc,popup=y
https://machdeins-machmainz.de/

